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sationen ein. Der Parlamentsumbau 

machte ein Treffen im Provisorium not-

wendig.

Ein Politfuchs fängt die Kritik ein
Vieles deutete darauf hin, dass es Rudi An-

schober war, der die Idee zu diesem sehr 

kurzfristig anberaumten Treffen hatte. Ein-

geladen waren Vertreter:innen großer be-

kannter Nichtregierungsorganisationen 

und kleiner Vereine, die im Bereich Unter-

An diesem kalten Tag im Jänner 2019 pfei-

fen die Spatzen von den Dächern, was am 

nächsten Tag auch in den Medien verkün-

det wird: ÖVP und Grüne haben sich auf 

eine Zusammenarbeit samt Regierungs-

programm geeinigt. Eine Zusammenarbeit, 

die es bis dahin nur auf Länderebene, nicht 

aber im Bund gegeben hatte. Bei den Par-

lamentscontainern in der Hofburg fand 

sich eine Gruppe Ehrenamtliche und Ver-

treter:innen zivilgesellschaftlicher Organi-
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Die Unbedankten
„Das Beste aus beiden Welten.“ Dieser von Sebastian Kurz vielfach 
wiederholte Werbeslogan begleitete die türkis-grüne Koalition 
von Anfang an. Blickt man auf das Regierungsprogramm von 2020, 
schießt der Spruch unweigerlich in den Kopf: Starker Fokus auf 
Maßnahmen im Umwelt- und Klimabereich auf Seiten der Grünen, 
im Asyl- und Integrationsbereich ein Sammelsurium restriktiver 
Wunschvorstellungen der ÖVP samt bisher unbekannter Rege-
lungen zu möglichen koalitionsfreien Räumen. Eine retrospektive 
Analyse. Von Lukas Gahleitner-Gertz



asyl aktuell 3/2024

11

Umso größer war die Hoffnung, dass 

die Grünen dieses gefährliche und recht-

staatlich umstrittene Projekt stoppen wür-

den. Statt dessen fand sich aber im Regie-

rungsprogramm sogar ein ausdrückliches 

Bekenntnis zur Verstaatlichung, was viele 

als perfide Demütigungsaktion von Seba-

stian Kurz interpretierten, andere als rück-

gratlose Aktion der Grünen. Es gab welche, 

die schon in den ersten Jännertagen 2020 

beides sahen. Erste Zeichen von Resignati-

on machten sich breit: Wurden hier tat-

sächlich die Chance auf Durchsetzung von 

Maßnahmen im Klimabereich damit er-

kauft, dass der Kanzlerpartei im Asyl- und 

Integrationsbereich vollkommen freie Hand 

gelassen wurde?

Brand von Moria als Wendepunkt?
Von der außerparlamentarischen Oppositi-

on auf die Regierungsbank in Zwangsehe 

mit dem Populisten Sebastian Kurz war es 

ein großer Schritt. Zu groß? Sehr viele neue 

Abgeordnete mit unbestrittenem Fachwis-

sen, mit Ausnahme von Klubchefin Sigi 

Maurer aber beinahe ohne Kenntnis der 

parlamentarischen Praxis. Vor diesem Hin-

tergrund war die Befürchtung im Asyl- und 

Integrationsbereich groß, dass die ÖVP in 

ihrem Teil der „beiden Welten“ relativ un-

beeinflusst würde walten können. Hinter 

den Kulissen der Öffentlichkeit gab es aber 

in jenen Bereichen, in denen die Grünen 

aufgrund der Ministerinnenzuständigkeit 

tatsächlich Einfluss nehmen konnten, 

durchaus rege Betriebsamkeit: Justizmini-

sterin Alma Zadi ‘c war zwar an das Be-

kenntnis zur Umsetzung der verstaatlich-

ten Rechtsberatung gebunden, im Rahmen 

der Möglichkeiten setzten sie und ihr Team 

sich aber auf technischer Ebene für eine 

möglichst starke Absicherung der Unab-

hängigkeit der BBU-Rechtsberatung in den 

Rahmenvertragsverhandlungen ein. Die 

bringung, Versorgung und Beratung 

Schutzsuchender tätig sind. Es war ein hei-

kles Treffen: Der zu präsentierende Teil 

des Regierungsprogrammes stammte un-

verkennbar aus der Feder und der Welt 

der ÖVP. Die Reaktionen im Treffen reich-

ten von entsetzten, fassungslosen Blicken 

bis zu erleichtertem Durchschnaufen: Im-

merhin, so meinten einige, rede man nun 

wieder miteinander. Seit der Gesprächs-

verweigerung der Verantwortlichen der 

schlussendlich krachend gescheiterten Ibi-

za-Koalition wusste man, dass Dialogbe-

reitschaft keine Selbstverständlichkeit ist. 

Anschobers Plan ging auf: Den teils 

lauten Unmut bekamen die Grünen, in die 

viele aus dem Asyl- und Integrationsbe-

reich Hoffnung gesetzt hatten, in diesem 

Treffen ab. Die öffentliche Kritik der Orga-

nisationen in den kommenden Tagen wur-

de dadurch abgeschwächt.

„Klima gegen Asyl: War das der Deal?“
Es war starker Tobak: Sicherungshaft, 

mehr Außengrenzschutz, beschleunigte 

Asylverfahren in Grenznähe, Ausbau der 

grundrechtlich umstrittenen Rückkehrbe-

ratungszentren. Besonders das ausdrück-

liche Bekenntnis zur Verstaatlichung der 

Rechtsberatung in Asylverfahren schmerz-

te viele: Die Rechtsberatung und -vertre-

tung war unter Kickl verstaatlicht worden. 

Diese Tätigkeit hatten bis dahin zumindest 

teilweise NGOs gemacht. Die Auftragsbe-

dingungen waren miserabel, aber zumin-

dest hatte man Einblick in die Praxis der 

Behörden. Mit einer sehr breiten Kampa-

gne wollten die Organisationen die Be-

schlussfassung der gesetzlichen Grundla-

gen für die BBU (Bundesbetreuungs- und 

Unterbringungs Ges.mbH) verhindern, was 

nicht gelang. Es war einer der letzten Be-

schlüsse, die die Kurz-Kickl-Koalition noch 

durchwinken konnte vor dem großen Knall.

regierung alt
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reich gelebt hatte, nach Georgien abge-

schoben. Prominente, Freund:innen der 

Familie und auch grüne Nationalratsabge-

ordnete fanden sich mitten in der Nacht 

vor dem Schubhaftzentrum in Wien-Sim-

mering ein, um gegen die geplante staatli-

che Zwangsmaßnahme zu protestieren.

Die Abschiebung konnte dadurch 

nicht gestoppt werden, die grüne Partei-

führung reagierte diesmal aber schnell. 

Das grün geführte Justizministerium rich-

tete die sogenannte Kindeswohlkommissi-

on als beratendes Gremium ein. Der Clou: 

Dafür benötigten die Grünen nicht die Zu-

stimmung des Koalitionspartners, dazu 

übernahm die auch in konservativen Krei-

sen beliebte ehemalige Präsidentin des 

Obersten Gerichtshofs, Irmgard Griss, die 

Leitung. Die ÖVP schäumte und richtete 

eine Parallelkommission im Innenministeri-

um ein. Die Aktion erreichte eine Sensibili-

sierung für die Bedeutung von Kinder-

rechten und eine Stärkung der Bedeutung 

des Kindeswohls in asyl- und fremden-

rechtlichen Verfahren und somit in einem 

Bereich, der nach der koalitionären Auftei-

lung klar der ÖVP zuzuordnen war.

Die schlussendlich höchstgerichtlich 

als rechtswidrig festgestellte Abschiebung 

von Tina führte nicht zum viel geforderten 

Koalitionsbruch. Tina ist mittlerweile wie-

der rechtmäßig in Österreich aufhältig, die 

Schulungen der Beamt:innen und Richte-

r:innen zum Kindeswohl wurden ausge-

baut, eine Ansprechrichterin für diesen  

Bereich beim Bundesverwaltungsgericht 

eingeführt und Leitfäden, die Entschei-

der:in nen bei der Beurteilung des Kindes-

wohls unterstützen sollen, erstellt. Die  

Aufkündigung einer Koalition, so die Grü-

nen, hätte diese zugegebermaßen lang-

weilig klingenden, aber in der Praxis 

durchaus relevanten Verbesserungen nicht 

erreicht.

Durchsetzung eines objektiven Auswahl-

verfahrens zur Leitung der Rechtsberatung 

sollte als Selbstverständlichkeit angenom-

men werden, aber auch dies benötigte Ein-

satz, teils von höchster Ebene.

Die Vehemenz der Grünen in diesem 

Bereich überraschte den größeren Koaliti-

onspartner zweifellos. Öffentlich wurde 

davon wenig, was paradoxerweise auch 

Mitgrund dafür sein könnte, dass hier Ver-

besserungen erzielt werden konnten. Die 

ÖVP verlegte die öffentlichkeitswirksame 

Debatte auf Spielfelder, in denen die Grü-

nen in der Defensive waren: Bei der ÖVP-

Forderung nach Einführung einer Siche-

rungshaft wurde keine Grundsatzdebatte 

vom Zaun gebrochen, sondern vom kleine-

ren Koalitionspartner nur darauf verwie-

sen, dass diese – wie vereinbart – EMRK- 

und verfassungskonform sein müsste. Bis 

heute gibt es dafür keinen Gesetzesvor-

schlag von der Kanzlerpartei, geschweige 

denn einen Gesetzesbeschluss.

Die zweifellos effektive Defensivstra-

tegie der Grünen wurde vom Brand im 

Flüchtlingslager Moria erheblich erschüt-

tert: Angesichts der Bilder der Verwahrlo-

sungspolitik an den europäischen Außen-

grenzen fokussierte sich die zivilgesell-

schaftliche Empörung nicht auf die ÖVP, 

die geradezu genüsslich die Aufnahme von 

Kindern und Familien aus Griechenland 

verweigerte. Der auf die Grünen gerichte-

ten Empörung konnte durch den defensi-

ven Verweis, man sei dafür innerhalb der 

Regierung nicht zuständig, nur ungenü-

gend begegnet werden. 

Rechtswidrige Abschiebung von Tina
Nur wenige Monate nach dem Brand von 

Moria wurde vom ÖVP-geführten Innenmi-

nisterium in einer rechtswidrigen Nacht-

und-Nebelaktion ein Teenager-Mädchen, 

das nahezu ihr gesamtes Leben in Öster-
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sonen haben zwar einen Antrag gestellt, 

sind aber vor der Entscheidung wieder 

ausgereist. Dazu kommen noch ca. 

110.000 Menschen aus der Ukraine, von 

denen nach wir vor etwa 70.000 in Öster-

reich aufhältig sind, etwa die Hälfte in 

Grundversorgung. 

Umsetzen, aber leise
Nach dem Kommunikationsfiasko in Zu-

sammenhang mit  dem Brand von Moria 

wurde klar, dass eine Defensivstrategie 

alleine nicht ausreichen konnte, weshalb 

die Grünen sich personell im Parlaments-

klub verstärkten. Bei der Ankunft zigtau-

sender Vertriebener aus der Ukraine stie-

ßen die NGOs daher bei den Grünen nicht 

auf taube Ohren: Obwohl die Vertrie-

benenverordnung in Österreich sehr re-

striktiv umgesetzt wurde, konnte die  

Erstversorgung aller Geflüchteten aus der 

Ukraine – unabhängig von der Nationalität 

– sichergestellt werden. Die ÖVP be-

stimmte zwar, dass die Ukrainer:innen in 

das für Schutzberechtigte vollkommen  

ungeeigneten Grundversorgungssystem 

aufgenommen wurden. Aber dank der Be-

harrlichkeit der Grünen wurde den vertrie-

benen Ukrainer:innen zumindest der  

effektive Zugang zu Familienbeihilfe und 

Kinderbetreuungsgeld geöffnet und 

schlussendlich auch die Voraussetzung  

der schikanösen Beschäftigungsbewilli-

gungen für Vertriebene ersatzlos gestri-

chen.

Es war auch keine ÖVP-Idee, das Inte-

grationsjahr wiedereinzuführen und das 

Asylantragsrekord und Vertriebene 
aus der Ukraine
Die Wandlung der Grünen von einer Oppo-

sitionspartei, die aktiv und öffentlich der 

Schwächung von Geflüchtetenrechten ent-

gegentrat, zu einer Regierungspartei, die 

auf die Umsetzung unspektakulärer Ver-

besserung hinter den Kulissen setzte, war 

vollzogen. Nach sehr niedrigen Antrags-

zahlen infolge der internationalen Ein-

schränkungen zur Bekämpfung der Coro-

na-Pandemie wurden 2022 die zweithöch-

sten Asylantragszahlen seit dem 2. Welt-

krieg in Österreich gezählt. Über 110.000 

Anträge stellten den „Sommer der Flucht“ 

2015 in den Schatten, dazu kamen noch 

mal so viele Vertriebene aus der Ukraine. 

Nach dem Kurz-Fiasko hatte die ÖVP alle 

Hände voll zu tun, den eigenen Laden in 

den Griff zu bekommen. Spekulierte man 

zu Koalitionsbeginn noch darüber, wie ver-

lässlich man mit den Grünen einen Staat 

führen können würde, waren diese neben 

der von diversen Skandalen und Kanzler-

wechseln gebeutelten ÖVP sogar zum sta-

bilen Part der Regierungskoalition gewor-

den.

In den 20 Jahren zuvor wurde das 

Asylgesetz teils bis zu zweimal jährlich no-

velliert, verschärft und verkompliziert. In 

den letzten fünf Jahren der ÖVP-Grüne-

Koalition kam es zu keiner einzigen Ver-

schärfung des Asylrechts, die meisten An-

kündigungen aus dem Regierungspro-

gramm blieben auf dem Papier. Die durch-

geführten Gesetzesänderungen waren 

vorwiegend technischer Natur und dienten 

zu einer Vereinfachung während der 

Höchstphase der Corona-Pandemie.

Während der ÖVP-Grüne Koalition ha-

ben 90.000 Menschen über das reguläre 

Asylsystem Schutz erhalten. Die Anträge 

von 63.000 Antragsteller:innen wurden 

abgewiesen, über 90.000 weitere Per-

regierung alt

Der Ruf nach Beendigung der 
Koalition war da, das Image der 
Grünen beschädigt.
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merkt wie die Schaffung größerer Trans-

parenz durch verbesserte und umfangrei-

chere Asylstatistiken. Große Würfe wie et-

wa die Zustimmung Gewesslers zum Rena-

turierungsgesetz im Umweltbereich gelan-

gen im Asyl- und Integrationsbereich 

nicht: Die von allen operativ tätigen Ak-

teuren geforderte bessere Arbeitsmarktin-

tegration der Ukrainer:innen wurde von 

den Grünen forciert und erreichte auch 

Teile der ÖVP. Der durchideologisierte 

ÖVP-Flügel rund um die für Integration zu-

ständige Ministerin Susanne Raab setzte 

zwar selbst keine Initiativen, wusste aber 

diese Initiative abzuwürgen. 

Im Bereich der Obsorge für unbeglei-

tete minderjährige Flüchtlinge war im Re-

gierungsvorhaben die möglichst frühe Ob-

sorge als Vorhaben verankert worden. In 

diesem Bereich, in dem Österreich europa-

weit im Schlussfeld liegt, wurden aber 

sämtliche Initiativen des Justizministeriums 

zwischen Innenministerium, ÖVP-ge-

führten Bundesländern und unterfinan-

zierten Kinder- und Jugendhilfen zerrie-

ben.

Auch wenn die notwendig und viel-

fach erhoffte Umsetzung bei der Obsorge 

Budget für fachspezifische Deutschkurse, 

Unterstützung bei der Anerkennung von 

Ausbildungen sowie Angebote zur höheren 

Qualifizierung um 75 Mio. Euro zu erhö-

hen. In der komplizierten Bund-Länder-

Materie Grundversorgung haben die Grü-

nen, obwohl sie weder die Zuständigkeit 

im Bund noch einen Landesrat/eine Lan-

desrätin in den Bundesländern stellten, die 

Erhöhung der Grundversorgungstagsätze 

immer wieder in die Verhandlungen 

miteingebracht: Sie hatten verstanden, 

dass gewisse politische Kräfte ein Interes-

se an Chaos im Bereich des Asyl- und Inte-

grationsbereichs hatten, um die Debatte 

auf das rechte, für sie ungünstige Spielfeld 

zu ziehen. Es war im ureigensten politi-

schen Interesse der kleineren Regierungs-

partei, dass die Abläufe in Verfahren, Un-

terbringung und Versorgung von Geflüch-

teten funktionierten und nicht an vollkom-

men unzureichender Finanzierung schei-

terten. 

Wider destruktive ÖVP-Kräfte
Die zahlreichen kleinen Verbesserungen, 

die erreicht wurden,  blieben mangels of-

fensiver Eigenvermarktung ebenso unbe-

In mühsamen, teils 
sehr schleppenden 
Verhandlungen er-
reichte das Team um 
Alma Zadi ‘c und der 
grüne Parlamentsklub 
eine Novellierung des 
Gesetzes.

regierung alt



asyl aktuell 3/2024

15regierung alt

ab dem ersten Tag nicht gelang: Es wur-

den viele Vorarbeiten für eine künftige Re-

gelung geleistet, Erkenntnisse aus began-

genen Fehlern gezogen, Hürden erkannt 

und Lösungswege gefunden.

Und es endete, wie es begann
Wie sämtliche Expert:innen vorausgesehen 

hatten, wurde das letzte Projekt der Ibiza-

Koalition, die Verstaatlichung der Rechts-

beratung, in entscheidenden Punkten vom 

Verfassungsgerichtshof als rechtswidrig 

aufgehoben. Auch wenn die Praxis der 

BBU zeigte, dass die Leitungspersonen 

sehr verantwortlich mit ihrer Aufgabe um-

gingen, Missbrauchsmöglichkeiten nicht 

ausgeschöpft und großes Augenmerk auf 

qualitätsvolle und parteiische Beratung 

und Vertretung gesetzt wurde, änderte es 

nichts an der fehlerhaften Grundkonzepti-

on einer verstaatlichten Rechtsberatung 

und -vertretung im Asylverfahren.

In mühsamen, teils sehr schleppenden 

Verhandlungen erreichte das Team um Al-

ma Zadi ‘c und der grüne Parlamentsklub 

eine Novellierung des Gesetzes, mit dem 

wesentliche Verbesserungen zur Absiche-

rung der Rechtsberatung vor potentieller 

direkter Einflussnahme vom Eigentümer-

vertreter der BBU GmbH, dem Innenmini-

sterium, erreicht wurden.  

Am Beispiel dieser erreichten Ände-

rungen lässt sich die grüne Regierungsbe-

teiligung im Asylbereich gut zusammen-

fassen: Anstatt eines Systemwechsels – et-

wa zurück zum auf NGO-Einbindung beru-

henden Vorgängermodell – wurden in der 

bestehenden Konstruktion unspektakuläre, 

aber effektive Verbesserungen erreicht. 

Geredet wurde darüber aber kaum.

Schmerzlich vermisst
„Die Lernkurve war groß“ – diesen Satz 

hörte man von einigen grünen Abgeordne-

ten gegen Ende der Legislaturperiode. Die-

se Selbstwahrnehmung deckt sich mit der 

Fremdwahrnehmung. Dabei geht es aber 

weniger darum, dass sich bei den österrei-

chischen Grünen die Realos gegen die Fun-

di-Fraktion durchgesetzt hätten. Es war 

vielmehr der Wandel von einer Opposi-

tions- zu einer Regierungspartei in einer 

Koalitionsregierung.

Viele vermissten in den letzten fünf 

Jahren die laute parlamentarische Stimme 

der Grünen, die selbstbewusst und kom-

promisslos eine menschenwürdige Unter-

bringung und Versorgung so wie rechts-

staatliche Asylverfahren einfordert. Stel-

lung zu beziehen, nicht, weil man gefragt 

wurde, sondern weil man dazu aktiv Stel-

lung beziehen wollte. Die proaktive Teil-

nahme am Diskurs über Grundrechte ge-

flüchteter Menschen ging von rechten und 

konservativen Parteien aus, um deren Ein-

schränkung oder gar Aufhebung zu for-

dern.

In einer Retrospektive auf die letzten 

fünf Jahre kann die oft geäußerte Behaup-

tung, den Grünen wäre das Thema Asyl 

und Integration egal gewesen, aus NGO-

Perspektive nicht geteilt werden. Nach 

holprigem Start wurde vor allem von 

Vertreter:innen des Parlamentsklubs und 

von grünen Ministerien eine gute und 

wertschätzende Arbeits- und Austausch-

kommunikation mit haupt- und ehrenamt-

lichen Organisationen im Asyl- und Inte-

grationsbereich etabliert und gepflegt. 

Der durchideologisierte ÖVP-Flügel 
rund um die für Integration 
zuständige Ministerin Susanne 
Raab setzte selbst keine Initiativen.
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Meinungen wurden eingeholt und disku-

tiert, Kritik nicht weggewischt sondern 

ernstgenommen. Man konzentrierte sich 

auf die Umsetzung von praktischen Ver-

besserungen in einem unwirtlichen Me-

dienumfeld unter schwersten Bedin-

gungen. Auch wenn dies in der Zusam-

menfassung selbstverständlich klingt:  

Wie wir aus Zeiten der Ibiza-Koalition, aber 

auch von rot-schwarzen Koalitionen wis-

sen, ist dies eher die Ausnahme als die  

Regel.

Unbedankt
Dieser Einsatz blieb unbedankt: Die Grü-

nen verloren bei der Nationalratswahl 6 %. 

Wählerstromanalysen zeigen, dass viele 

grünaffine Wähler:innen vor allem in Wien 

zur SPÖ gewechselt sind. Die Koalitions-

treue zu einer ÖVP, die die Aufnahme von 

unbegleiteten Kindern aus Moria verwei-

gerte und gleichzeitig hier aufgewachsene 

Mädchen mitten in der Nacht abschieben 

lässt, wurde und wird den Grünen vorge-

worfen. Diese emotionsgeladenen und 

wirkmächtigen Bilder sind aber nur ein Teil 

der Realität der vergangenen fünf Jahre. 

Sie sind aber so präsent wie die ÖVP-De-

batte um die Arbeitspflicht für Asylwerbe-

r:innen und die Einführung einer Bezahl-

karte für Schutzsuchende. Mit all diesen 

Themen wurde von der ÖVP Stimmung 

gemacht, rechtswidrige staatliche Maß-

nahmen ohne Nachhaltigkeit gesetzt und 

inhaltlich austauschbare Pressekonfe-

renzen befüllt. Regierungsprogramm wur-

de dadurch keines umgesetzt.

Ob eine selbstbewusste, proaktive 

Kommunikation zu einer menschenrechto-

rientierten und vernunftgeleiteten Asyl- 

und Integrationspolitik der Grünen etwas 

geändert hätte, kann an dieser Stelle nicht 

befriedigend beantwortet werden. Zwei-

fellos sind aber die Bemühungen und das 

Ergebnis der grünen Regierungsbeteili-

gung im Asyl- und Integrationsbereich der 

letzten fünf Jahre krass unterschätzt: Es 

war nicht die Umsetzung von Leuchtturm-

projekten, sondern das hartnäckige Verfol-

gen und Implementieren kleiner prak-

tischer Schritte, durch die sich die Grünen 

Glaubwürdigkeit erarbeitet haben. Und 

diese ist längerfristig von größerer Bedeu-

tung als Dank.

In den Jahren der ÖVP-Grüne-
Koalition kam es zu keiner einzigen 
Verschärfung des Asylrechts.




